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Sachverhalt

Eine nach Art. 369 ZGB entmündigte Person mit einer geistigen Behinderung ist mit einem Mann befreundet, der aktives und überzeugtes Mitglied der Zeugen Jehovas ist. Die Vormun-din befürchtet, dass der Freund ihre Klientin in unzulässiger Weise beeinflussen und zum Beitritt in die religiöse Gemeinschaft veranlassen könnte, ein Schritt, dessen Tragweite ihre Klientin aufgrund ihrer geistigen Behinderung nicht ermessen könne.
Die Vormundin erkundigt sich, ob sie ihrer Klientin den Kontakt mit ihrem Freund einschränken könne.

Erwägungen

1. Vorerst ist festzuhalten, dass nach Lehre und Rechtsprechung schon unter geltendem Recht  auch Personen unter Vormundschaft ein Recht haben darauf, ihr Leben soweit möglich nach eigenen Vorstellungen zu gestalten. Der Entwurf zum neuen Erwachse-nenschutzrecht postuliert in Art. 388 Abs. 2 E ZGB, dass die behördlichen Mass-nahmen die Selbstbestimmung der betroffenen Person so weit wie möglich erhalten und fördern sollen. Art. 406  Abs. 1 E ZGB verlangt vom Beistand, auf die Meinung der betroffenen Person so weit tunlich Rücksicht zu nehmen und deren Willen, das Leben entsprechend ihren Fähigkeiten nach eigenen Wünschen und Vorstellungen zu gestalten zu achten.
2. Besondere Bedeutung erhält dieser Grundsatz wenn verfassungsmässige Grundrechte auf dem Spiel stehen. Im geschilderten Sachverhalt sind es das Recht auf persönliche Freiheit Art. 10 Abs. 2 BV und die Glaubens- und Gewissensfreiheit Art. 15 BV.

3. Art. 10 Abs. 2 BV schützt die körperliche und geistige Unversehrtheit und Bewegungsfreiheit. Im Zentrum steht das Recht auf Selbstbestimmung sowie auf individuelle Entfaltung in den elementaren Lebensbedürfnissen (SG Komm BV-Schweizer Art. 10 N 5). Dazu gehört insbesondere auch das Recht zur Knüpfung persönlicher Beziehungen ( a.a.O. N 25) und weiter: zur persönlichen Entfaltung gehört die Möglichkeit, Beziehungen zu anderen Menschen zu knüpfen und zu lösen, sich mit ihnen zu unterhalten und am sozialen Leben teil zu nehmen (a.a.O. N 26). Dieses Recht steht auch Menschen mit einer geistigen Behinderung und unter Vormundschaft zu. Eine Einschränkung liesse sich nur rechtfertigen bei einer manifesten physischen oder psychischen Gefährdung durch einen solchen Kontakt. Eine solche ist aus dem Sachverhalt nicht ersichtlich.
4. Das Recht, einer Religionsgemeinschaft beizutreten oder anzugehören ist direkter Ausfluss der Glaubens- und Gewissensfreiheit nach Art. 15 BV (a.a.O. Urs Josef Cavelti Art. 15 N 28). Auch dieses Recht darf einem Menschen mit geistiger Behinderung nur in Extremfällen verwehrt werden. Aus der Rechtsprechung ist kein Fall bekannt. 

5. Vor rechtsgeschäftlichen Verpflichtungen ist die bevormundete Person geschützt. Sie kann sich nur mit Zustimmung der Vormundin verpflichten (Art. 19 Abs. 1 ZGB). In psychischer und sozialer Hinsicht fallen allenfalls eine übermässige Abhängigkeit vom Freund oder weiteren Personen der religiösen Gemeinschaft in Betracht. Falls Anzeichen dafür bestehen, hätte die Vormundin das Gespräch mit diesen Personen zu suchen. Allenfalls ist ein solches Gespräch auch gleichsam präventiv angezeigt, indem der Freund und ev. verantwortliche Personen der religiösen Gemeinschaft ausdrück-lich auf die verminderten geistigen Fähigkeiten und die leichte Beeinflussbarkeit der bevormundeten Person und damit auf die Verantwortung ihr gegenüber aufmerksam gemacht werden. Um einer derartigen Gefährdung rechtzeitig zu begegnen, hat die Vormundin zudem im Rahmen ihrer Möglichkeiten einen regelmässigen Kontakt zur bevormundeten Person zu pflegen, um im Gespräch und durch Verhaltensbeobachtung Anzeichen für eine Gefährdung festzustellen. Anderseits ist auch zu bedenken, dass der Kontakt zu diesem Freund und zu Mitgliedern der religiösen Gemeinschaft Gefühle der Zugehörigkeit und Akzeptanz verstärken und damit die Lebensqualität der betroffenen Person verbessern kann.
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